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„Zuerst unsere Jobs, dann eure Profite“
Gewaltiger Stel lenabbau in Stadt und Kreis geht unvermindert weiter
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Im Übrigen…

. . . hätte ich nicht damit ge-
rechnet, den Papst verteid i-
gen zu müssen. Papst Leo
fordert in der Osterbotschaft
das Schweigen der Waffen
und das Ende al ler Kriege.
Das tun Päpste - zum Glück.
Als sich der Papst aber kon-
kret zu dem Krieg gegen Iran
äußert, den Israel und die
USA vom Zaun gebrochen
haben, erinnert ihn die US-
Administration an "Avignon".
Was sol lte das bedeuten?
Das Avignonische Papsttum
wurde im Jahr 1302 ausge-
löst, a ls der Papst vom fran-
zösischen König entführt
wurde und kurz darauf starb.
In der Folge wurde der
Papstsitz nach Avignon ver-
legt mit einer Abfolge von
Päpsten und Gegenpäpsten.
Es handelt sich also um eine
doppelte Drohung durch die
USA-Regierung: Entführung
des Papstes und/oder
Schisma, also Aufspaltung
der Kirche mit "Gegenpapst".
D iese Drohung verstärkt Do-
nald Trump noch dadurch,
dass er ein KI-generiertes
Bi ld veröffentl icht, das ihn
als Jesus zeigt, a ls Hei ler und
Hei land. Papst Leo kann dies
al les nur als Drohung aufge-
fasst haben. Hätte er sonst
betonen müssen, dass er vor
der USA-Regierung keine
Angst hat? Verteid igen wir
also den Papst. Auch wir for-
dern ein Ende al ler Kriege.
Wir fordern Abrüstung statt
Aufrüstung. Wir wol len ein
Mitteleuropa ohne Atomwaf-
fen und ohne USA-Mi l itär-
stützpunkte. Vor al lem:
Schl ießung der Ramstein-
Airbase, d ie als Relais-Stati-
on für die Mordmaschine des
weltweit agierenden USA-
Mi l itärs dient.
Wenn Kathol iken angegriffen
werden, wei l sie gegen Kriege
und Aufrüstung sind, stehen
wir hinter ihnen. Pax vobis-
cum et nobiscum. Der Friede
sei mit euch und mit uns.

Christian Mark

Das diesjährige Motto des DGB
zum 1. Mai ist gut gewählt. Al-
lein im vergangenen Jahr
wurden 124 .000 industriel le
Arbeitsplätze in Deutschland
vernichtet. Dies geht aus
jüngst veröffentl ichten Zahlen
der Beratungsgesel lschaft EY
hervor. Damit fiel der Stel-
lenabbau fast doppelt so hoch
aus wie noch 2024 . Auch
2026 dürfte sich dieser Trend
aufgrund schwacher Aufträge
und des hohen Wettbewerbs-
drucks fortsetzen, so die düs-
tere Prognose der
EY-Analysten.
Eine Entwicklung, d ie auch vor
Mittelhessen nicht haltmacht.
So sol len nach den jüngsten
Plänen der Konzernleitung von
CSL Behring im Produktions-
bereich des Pharmakonzerns
400 tarifgebundene und mit-
bestimmte Arbeitsplätze am
Standort Marburg abgebaut
werden. Bereits im vergange-
nen Sommer hatte die Vor-
standsetage bekannt
gegeben, die Forschungs- und
Entwicklungsaktivitäten in
Marburg schrittweise einzu-
stel len. In der Konsequenz
werden mit derzeit rund 3.000
Beschäftigten größten For-
schungs- und Produktions-
standort der CSL-Gruppe
weltweit weitere 500 hoch
qual ifizierte Beschäftigte ihren
Arbeitsplatz verl ieren oder ha-

Reicher Mann und armer
Mann standen
da und sah`n sich an.
Da sagt der Arme bleich:
Wär ich nicht arm, wärst
du nicht reich.

Bertolt Brecht

ben ihn bereits verloren.
Damit nicht genug. Das kana-
dische Pharmaunternehmen

Nexel is wird seinen Standort
in der mittelhessischen Uni-
versitätsstadt vol lständig
schl ießen. 75 Kol leginnen und
Kol legen werden ihre Jobs
verl ieren. Gleichzeitig werden
bei BioNTech 315 Stel len am
Standort Marburg abgebaut.
Auch in der Eisengießerei Fritz
Winter im benachbarten
Stadtal lendorf steht Arbeits-
platzvernichtung auf der
Agenda der Bosse. Geht es
nach ihnen werden 320 Stel-
len abgebaut. Außerdem plant
die Konzernleitung die Zahlung
von Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld für drei Jahre
auszusetzten und die Be-
schäftigten sol len im nächs-
ten und übernächsten Jahr
auf Gehaltserhöhungen ver-
zichten. Gleichzeitig sol l d ie

Wochenarbeitszeit von aktuel l
35 auf 39 ,5 Stunden ohne
Lohnausgleich erhöht werden.

Bei Bryden in Lol lar ist man
noch einen Schritt weiter ge-
gangen. H ier wurde die Eisen-
gießerei mit zuletzt 230
Beschäftigten nach der Über-
nahme durch den Finanzin-
vestor Aequita ganz
geschlossen. Das Stahlwerk in
Wetzlar wurde ebenfal ls Ende
des vergangenen Jahres dicht
gemacht und 450 Stahlkocher
verloren ihren Job.
Immer wieder das gleiche
perfide Muster: Eine börsen-
notierte Private-Equity-Ge-
sel lschaft kauft ein
mittelständisches Unterneh-
men oder Konzernausgl iede-
rung auf, um sie anschl ießend
zu fi letieren. Betriebstei le, d ie
nicht genug Rendite für die
Aktionäre abwerfen, werden
geschlossen. Was übrig bleibt,

wird von den „Heuschrecken”
ausgesaugt und anschl ießend
mit Gewinn weiterverkauft. In
Kombination mit Krise und
Transformation unter kapita-
l istischen Vorzeichen eine to-
xische Mischung, bei der
immer mehr Lohnabhängige
auf der Strecke bleiben.
An der Börse hingegen knal len
die Sektkorken. Schon im ver-
gangenen Jahr hatte der Ak-
tienindex DAX trotz Krise,
Arbeitsplatzabbau und US-
Zol lpol itik einen Anstieg von
23 Prozent und damit das
beste Jahr seit 2019 ver-
zeichnet. Und auch 2026
scheint es nur eine Richtung
zu geben: nach oben. Frank
Sohl leder, Analyst beim Broker
„Activ Trades“, kommentierte
dies auf tagesschau.de wie
folgt: „Die Anleger scheinen
fest entschlossen zu sein, d ie
fundamentale Neuausrichtung
der deutschen Wirtschaft, ge-
tragen von den Reformhoff-
nungen unter der Regierung
Merz, in die Kurse einzuprei-
sen.“ Mit anderen Worten: In
Erwartung entsprechend ho-
her Dividendenausschüttun-
gen nimmt man Sozialabbau,
Arbeitsplatzvernichtung und
selbst die Deindustria l isierung
eines ganzen Landes bi l l igend
in Kauf.

Ulf Immelt

Steigende Teilnehmerzahl bei den Ostermärschen
300 Friedensfreunde beim Osterspaziergang in Marburg

Mehrere Tausend Menschen betei l igten
sich bei bundesweit über 120 Aktionen
am diesjährigen Ostermarsch. Die Betei l i-
gung konnte gegenüber dem Vorjahr
leicht gesteigert werden. Die Ostermar-

schinitiativen reagierten auf die vielfälti-
gen Krisen und aktuel len Kriege. Mit
vorausgegangenen und nachfolgenden
Aktionen, vor al lem gegen die Reaktivie-
rung der Wehrpfl icht, gegen die geplante
Stationierung von US-Mittelstreckenwaf-
fen und besonders der internationalen

Sol idarität gegen die israel ischen und US-
amerikanischen Aggressionen, wie die Öl-
Blockade gegen Kuba und die Kriege in
Westasien. Die Friedensbewegung for-
derte angesichts global eskal ierender
Kriege und innenpol itisch voranschrei-
tender Mi l i tarisierung eine Umkehr der
Pol itik. D ie bundesweiten Ostermärsche
waren in diesem Jahr nicht nur ein the-
matischer Sammelpunkt, sondern Auftakt
für weiterere Aktionen. Auch international
war die Friedensbewegung in der Schweiz,
in Frankreich, Österreich und Luxemburg
mit eigenständigen Veranstaltungen an
den Ostermärschen betei l igt.
Durch neue Friedensinitiativen vor al lem
in kleineren Städten konnte die Betei l i-
gung bei den Ostermarsch-Aktionen mit
Mahnwachen, Friedensgottesdiensten
und Kundgebungen erhöht werden, auch
wenn angesichts der kritischen weltwei-
ten Lage eine höhere Betei l igung wün-
schenswert wäre.

Bei den Kundgebungen traten neben Ak-
tiven der Friedensinitiativen und -organi-
sationen, Vertreter*innen von
Gewerkschaften und Kirchen, aber auch
der Linken und der SPD als Redner*innen
auf. Häufige Stichworte bei den Redebei-
trägen waren die innenpol itischen Konse-
quenzen der von der Bundesregierung
voran getriebenen Aufrüstung vor dem
Hintergrund des damit einher gehenden
Sozialabbaus sowie die direkte und indi-
rekte Unterstützung der Kriege in der
Ukraine und in Westasien. Dies führe zu
einer Mitverantwortung und Mitschuld
Deutschlands an Kriegsopfern und
Kriegsverbrechen. Es wurden diplomati-
sche Initiativen der Bundesregierung ge-
fordert. N icht nur bei den Redebeiträgen,
sondern auch bei Transparenten, Fahnen
und Schi ldern mit eigenen Forderungen
zeigte sich die Friedensbewegung leben-
diger denn je. Auch in diesem Jahr zeigte
sich, Ostermärsche stehen für eine lang-

jährige pol itische Kultur und eine damit
verbundene pol itischen Bandbreite. Trotz
des „klassischen“ Charakters der Oster-
marschbewegung zeigte sich bei den Ak-
tionen der Verjüngungsprozess durch die
jugendl iche Betroffenheit im Kampf gegen
die drohende Wehrpfl icht und fragwürdi-
ger Zukunftsperspektiven angesichts be-
drohl icher innen- und außenpol itischer
Entwicklungen.
„Der Ostermarsch war in diesem Jahr ein
gelungener Auftakt für vielfältigen Wider-
stand, gegen Aufrüstung und Krieg, gegen
neue Mittelstreckenwaffen am 30. Mai in
Wiesbaden und Grafenwöhr, gegen Mi l i-
tärstandorte, wie die US-Basis in Ramm-
stein am 27. Juni , sowie gegen die
Wehrpfl icht am 08. Mai .“ so der Sprecher
der Infostel le Ostermarsch im Frankfurter
Gewerkschaftshaus, Wi l l i van Ooyen.
Die Informationsstelle (zum Oster-
marsch) hat ihren Sitz im Frankfurter
Gewerkschaftshaus.



Aus der Pressemitteilung vom 21. April

Die Fraktion Marburger Linke hat in ihrer
konstitu ierenden Fraktionssitzung am 20.
Apri l ihre Fraktionsspitze gewählt. Neue
Vorsitzende ist Tanja Bauder-Wöhr, zum
Stel lvertreter wurde Dr. M ichael Weber ge-
wählt. Anja Kerstin Meier-Lercher vertritt die
Fraktion weiterhin im Haupt- und Fi-
nanzausschuss und neuerdings auch im
Kreistag.
Außerdem begrüßt die Fraktion in ihren
Reihen Frau Helga Katharina Berndt, d ie
über die Liste Wahlbündnis Move35 erst-
mal ig in die Marburger Stadtverordneten-
versammlung eingezogen ist, wir sind sehr
gespannt und freuen uns über die Zusam-
menarbeit.
D ie Fraktion Marburger Linke freut sich ihre
erfolgreiche Arbeit der Vergangenheit kon-
sequent fortzusetzen. „Unser Schwerpunkt
der Arbeit l iegt weiter auf den Bereichen
Soziales, Bauen & Wohnen, Verkehr und
ökologische Transformation,“ sagt die Vor-
sitzende Tanja Bauder-Wöhr. Leider spitzt
sich die gegenwärtige Situation und die
künftig zu erwartenden Entwicklungen,
Stichworte Energiepreisexplosion, steigen-
de Lebenshaltungskosten, immer drasti-
scher zu, deshalb ist eine starke l inke
Opposition dringend nötig , um den Bedürf-
nissen einer stark steigenden Anzahl von
Menschen öffentl ich Gehör zu verschaffen.
Wir brauchen eine wahrnehmbare Gegen-
wehr gegen die Einschnitte des tägl ichen
Lebens in und außerhalb der Parlamente.
„Wir fordern die strikte Einhaltung des
Konnexitätsprinzips auf Grundlage des
Grundgesetzes und damit die rückwirkende
Erstattung ausgebl iebener Finanzmittel
durch Land und Bund zur Finanzierung der
übertragenen Zusatzaufgaben der letzten
>10 Jahre sowie mehr Transparenz der po-
l itischen Arbeit. Eine gute Mögl ichkeit sehen
wir hier in der Einrichtung eines Livestreams
aus der Stadtverordnetenversammlung, der
eine einfache Tei lhabe al ler eröffnet und in
einigen hessischen Städten längst etabl iert
ist“, sagt Michael Weber, „außerdem wird es
höchste Zeit endl ich durch die konsequente
Umstel lung der Stadtverwaltungs-IT auf
Open-Source-Software erhebl iche Einspa-
rungen, durch den Wegfal l völ l ig überteu-
erter Lizenzkosten zu generieren“.
Wir stehen klar für ein Marburg für al le, wir
wol len steigende Armut begegnen, deshalb
halten wir unserer Forderung nach einem
Sozialfond aufrecht. Wir wol len eine gute
städtische Infrastruktur, gute Kitas und
Schulen, endl ich die trennende Stadtauto-
bahn aus Marburgs Stadtbi ld verbannen
und stattdessen bezahlbaren Wohnraum
und Rückgewinnung innerstädtischer Auf-
enthaltsqual ität am Fluss.
Und last but not least: Jeder Euro in der
heutigen Zeit, der in Kl imaförderungspro-
gramme gesetzt wird, wäre nicht nur ein
richtiges Zeichen, sondern auch dringend
notwendig . Das ist unser al ler Zukunft und
die gi lt es gemeinsam zu bewältigen, und
zwar tatsächl ich sozial , ökologisch und
modern!
Kein Geld in die Rüstung, sondern für die
Menschen in Marburg!
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Die Sozialsprechstunde „links hilft“

Wann: Jeden Dienstag von 14:00 bis 18:00 Uhr

Wo: Büro DIE LINKE, Marburg, Elisabethstraße 9
Zugang zwischen Drogeriemarkt Rossmann und Kir-
chenkiosk. Parkplätze gibt es über einen Aufzug auf
dem Parkdeck. Die Bushaltestellen Elisabethstraße
und Bahnhofstraße sind ca. 200m vom Büro ent-

fernt.

Mehr arbeiten, weniger leben
Die Lebenserwartung in Deutschland ist dank des medizin ischen
Fortschritts im Laufe der letzten Jahrzehnte gestiegen. Das ist
eigentl ich eine gute Nachricht  – aus der Sicht neol iberaler Öko-
nomen jedoch eine Katastrophe. Denn statt nach dem Ausschei-
den aus dem Berufsleben „sozialverträgl ich abzuleben“, belasten
immer mehr Versicherte das Rentensystem unnötig lange. Dem
muss gegengesteuert werden. Anders lassen sich die jüngsten
Äußerungen aus Wirtschaft und Pol itik nicht interpretieren.
„Wir werden al le länger arbeiten müssen, auch wei l wir bei bes-
serer Gesundheit immer älter werden“, so die Botschaft von Stef-
fen Kampeter, Hauptgeschäftsführer des Unternehmerverbandes
BDA, an die Regierung Merz. Der Kanzler l ieß sich das nicht zwei-
mal sagen und erklärte auf der Euro Finance Week in Frankfurt,
dass sich die Deutschen auf längere Lebensarbeitszeiten ein-
stel len müssten. Er fügte hinzu, man müsse das Verhältnis zwi-
schen Arbeitszeit und Ruhestand neu austarieren.
Wirtschaftsministerin Katherina Reiche hatte bereits im Sep-
tember 2025 mit Bl ick auf ein Papier ihres Beraterkreises ausge-
führt: „Wir müssen angesichts einer höheren Lebenserwartung
länger arbeiten.“
Dabei ist die Real ität längst eine andere. Tatsächl ich ist die Re-
gelaltersgrenze zwischen 2012  und 2030 ungefähr doppelt so
schnel l gestiegen wie die Lebenserwartung. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linken hervor.
Zuletzt hatten 65-Jährige Aussicht auf weitere 19,4   Lebensjahre.
Dieser Mittelwert der Jahre 2022  bis 2024 lag nach einigen
Schwankungen auf demselben Niveau wie zehn Jahre zuvor. Die
gesetzl iche Altersgrenze für eine abschlagsfreie Rente wurde
hingegen seit 2012 schrittweise um mehr als ein Jahr angeho-
ben. Auch der tatsächl iche Rentenbeginn verschob sich   – nach
Daten der Bundesregierung   – binnen zehn Jahren im Schnitt um
gut 1,3   Jahre nach hinten.
Es ist der Wissenschaft schon länger bekannt, dass niedrige Ein-
kommen und ein niedriger Bi ldungsstand sowie schlechte Ar-
beitsbedingungen und eine schlechte Wohnsituation die
Gesundheit und damit auch die Lebenserwartung erhebl ich be-
einflussen. Daher ist zu erwarten, dass eine weitere Erhöhung des
Rentenalters, wie von Kapitalverbänden gefordert und von der
Regierung geplant, d ie Schieflage weiter verschärfen wird.
Dies wird durch eine aktuel le Studie des EPoS Research Centers
an der Universität Mannheim und der Universität Barcelona un-
termauert. Bereits ein um ein Jahr verschobener Renteneintritt
erhöht das Sterberisiko im Alter zwischen 60   und 69   Jahren um
4 ,2   Prozentpunkte. Betroffen sind vor al lem Beschäftigte in Be-
rufen mit hoher körperl icher Belastung, vielen Arbeitsunfäl len
oder starkem psychischen und sozialen Stress, so die Studie.
Begleitende Untersuchungen zeigen, dass die Anhebung des
Renteneintrittsalters auch zu einer Verschlechterung des Ge-
sundheitszustands bei den Betroffenen führt. Das betrifft sowohl
psychische Erkrankungen wie Stimmungsstörungen als auch
körperl iche Leiden wie Übergewicht, Arthrose und Rückenproble-
me. Zusammengefasst: Jede weitere Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit hat einen signifikanten Einfluss auf den
Gesundheitszustand und damit auch auf die Mortal itätsraten der
Betroffenen. Ob diese Erkenntnis zu einem Umdenken im neol i-
beralen Lager führt, darf bezweifelt werden. Dort zählen nur Pro-
fitraten.

Ulf Immelt

Gegen Wehrpflicht und Zwangsdienste –
Schulstreiks auch in Marburg

Am 5. Dezember 2025 wurde mit dem sogenannten Wehrdienstmoderni-
sierungsgesetz ein konkreter Schritt in Richtung Wiedereinführung der
Wehrpfl icht beschlossen. Gleichzeitig gingen in über 90 Städten mehr als
55.000 Schüler*innen auf die Straße. Damit wurde deutl ich: Die Ablehnung
der Wehrpfl icht existiert nicht nur in Umfragen – viele Jugendl iche sind
bereit, aktiv dagegen zu kämpfen.
Viele der Streikenden machten klar, warum sie protestieren: Sie wol len
nicht gezwungen werden, für mi l itärische Zwecke ausgebi ldet zu werden.
Sie wol len weder lernen zu töten noch im Krieg sterben. Der Protest rich-
tete sich damit nicht nur gegen das konkrete Gesetz, sondern gegen eine
pol itische Entwicklung hin zu mehr Aufrüstung und Mi l itarisierung.

Bereits einen Tag vor dem 5. Dezember versuchten Bi ldungs- und Kultus-
ministerien, d ie Proteste zu unterbinden. In Schreiben an Schulen wurde
mit unentschuldigten Fehlstunden, schlechten Noten, Verweisen und tei l-
weise sogar Bußgeldern gedroht. Auch viele Schul leitungen setzten die
Schüler*innen unter Druck. Dennoch l ießen sich viele nicht einschüchtern
und entschieden sich bewusst dafür, zu streiken.
Gleichzeitig erfuhren die Streikenden auch Unterstützung. An vielen Orten
– auch in Marburg – sol idarisierten sich Eltern, Lehrerinnen und Gewerk-
schaften wie die GEW mit den Schüler*innen und stärkten ihnen den
Rücken.
Der Protest wurde von lokalen Initiativen, Streikkomitees und Schülerin-
nenvertretungen getragen. In vielen Städten organisierten Jugendl iche ei-
genständig Demonstrationen, gestalteten Plakate, hielten Reden und
mobi l isierten ihre Mitschülerinnen. Diese Selbstorganisierung zeigt, wie
ernst die Situation von vielen eingeschätzt wird.
Der Widerstand hielt auch über den 5. Dezember hinaus an. Beim zweiten
bundesweiten Schulstreik am 5. März 2026 betei l igten sich erneut über
50.000 Schülerinnen in rund 150 Städten. Auch in Marburg gingen bei
beiden Streiktagen etwa 200 Schüler*innen auf die Straße, um gegen
Wehrpfl icht und Zwangsdienste zu protestieren.
Schon jetzt ist klar: Die Bewegung wird weitergehen. Viele Jugendl iche
wol len sich auch in Zukunft gegen jeden weiteren Schritt zur Einführung
der Wehrpfl icht stel len. Ihr Ziel bleibt eine Gesel lschaft, in der sie selbst
über ihr Leben entscheiden können – ohne Zwang, ohne Krieg und mit
echten Zukunftsperspektiven.
Am 08.05. gehen wir erneut auf die Straße.
Wir als SDAJ unterstützen die bundesweite Bewegung „Schulstreik gegen
Wehrpl icht“ und sind ein aktiver Tei l von ihr
Wir sagen
* Wir wol len selbst über unsere Zukunft bestimmen!
* Die Wehrpfl icht ist Tei l der Kriegsvorbereitungen Deutschlands für einen
Krieg, der sich vor al lem gegen Russland und China richten sol l . Wir wol len
nicht zum Töten unserer Klassengeschwister ausgebi ldet werden und wol-
len nicht selbst an der Front sterben!
* In diesem Krieg geht es nicht um unsere Interessen. Es geht um die In-
teressen der Herrschenden in Deutschland, der Banken und Konzerne und
ihrer Regierung. Es geht um den nächsten Anlauf zur Großmacht. Während
sie und ihre Kinder sich keine Sorgen machen müssen, sind wir es, d ie für
ihre Interessen im Schützengraben sterben sol len. Das machen wir nicht
mit!
* Die Aufrüstung und die Kriegsvorbereitung bezahlen wir schon jetzt mit
kaputten Schulen, fehlenden und teuren Freizeitangeboten und einem im-
mer schlechter werdenden Gesundheitssystem. Wir wol len Geld für Bi l-
dung, Soziales, Gesundheit und Umweltschutz anstatt für Aufrüstung!
* Um Proteste dagegen klein zu halten, werden demokratische Rechte ab-
gebaut. Um die Wurzel al l dessen zu beseitigen, müssen wir den Kapital is-
mus überwinden und den Sozial ismus erkämpfen – ein System, in dem die
Bedürfnisse der Mehrheit der Bevölkerung die Maxime ist und nicht der
Profit von Wenigen!
Um Wehrpl icht und Kriegsvorbereitung zu verhindern und den Kapital is-
mus zu überwinden, müssen wir selbst aktiv werden. Nur wenn wir al le ge-
meinsam gegen die Wehrpl icht einstehen können wir erfolgreich gegen die
Kriegsvorbereitung kämpfen. Die Reichen wol len Krieg – die Jugend eine
Zukunft!

Helga Berndt, M ichael Weber, Tanja Bauder-Wöhr, Anja Meier-Lercher




